
Der von J u c h  vertretenen Auffas­
sung ist zuzustimmen; sie entspricht 
dem Standpunkt des Obersten Ge­
richts, wie er bereits vor längerer 
Zeit nach kritischer Überprüfung 
des im Urteil des Obersten Gerichts 
vom 19. August 1970 -— 2 Ust 9/70 —> 
enthaltenen Rechtssatzes erarbeitet 
worden ist. Richtig wird unter Be­
zugnahme auf § 25 Abs. 5 StGB dar­
auf verwiesen, daß die strafrecht­
liche Verantwortlichkeit eines Teil­
nehmers an einer Straftat gemäß 
§ 22 Abs. 2 StGB (also nicht nur des 
Anstifters oder Gehilfen, sondern 
auch des Mittäters) nicht davon ab­
hängig ist, ob der Haupttäter bzw. 
der andere Mittäter schuldhaft ge­
handelt hat. Deshalb bedarf es auch 
nicht der rechtskräftigen Feststel­
lung seiner Täterschaft, wie dies der 
angeführte Rechtssatz als Vorausset­
zung für die den Anstifter oder Ge­
hilfen betreffende Entscheidung ge­
fordert hatte.
Die Prüfung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit des Teilnehmers
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Bereits in seinem Urteil vom 3. Sep­
tember 1968 - 3 Zst 13/68 - (NJ 
1968 S. 638) hat das Oberste Gericht 
darauf hingewiesen, daß Zeugen, die 
Angehörige des Beschuldigten bzw. 
Angeklagten sind, vor j e d e r  Ver­
nehmung über das Recht zur Ver­
weigerung der Aussage belehrt wer­
den müssen (§ 26 StPO). Das gilt 
auch für minderjährige Zeugen.
Die Praxis zeigt jedoch, daß vor 
allem bei Kindern die Belehrung ge­
mäß § 26 StPO nicht selten unterlas­
sen wird. Beispielsweise erfolgt mit­
unter in Ermittlungsverfahren we­
gen sexuellen Mißbrauchs von Kin­
dern durch Angehörige nur eine „Be­
fragung“ der Kindftr, deren Ergeb­
nisse in sog. Befragungsprotokollen 
festgehalten werden, die nicht erken­
nen lassen, ob die Kinder zur Wahr­
heit ermahnt und über ihr Aussage­
verweigerungsrecht belehrt wurden. 
Dabei wird nicht genügend beachtet, 
daß es sich hier um Zeugenaussagen 
handelt, die für den Fall, daß der 
Beschuldigte die Straftat bestreitet, 
das einzige Beweismittel darstellen. 
Unterbleibt aber eine Belehrung ge­
mäß §§ 26, 32 StPO, dann entstehen 
bei jeder Entscheidung — so beim 
Erlaß eines Haftbefehls oder bei der 
Eröffnung des Hauptverfahrens — 
Bedenken hinsichtlich der beweis­
rechtlichen Verwertbarkeit derarti­
ger Befragungsprotokolle, wenn sich 
der Verdacht einer Straftat nur auf 
die darin enthaltenen Angaben stützt 
und der Beschuldigte die ihm zur 
Last gelegte strafbare Handlung be­
streitet.
Ist ein Minderjähriger im Ermitt­
lungsverfahren gegen einen Angehö­
rigen über sein Aussageverweige­
rungsrecht belehrt worden und hat 
er seine Wahrnehmungen zur Sache

an einer Straftat setzt vielmehr u. a. 
die Klärung in objektiver Hinsicht 
voraus, ob und inwieweit die straf­
rechtlich relevante Handlung, zu der 
angestiftet oder Beihilfe gewährt 
wurde, von dem Angestifteten bzw. 
dem durch Hilfeleistung unterstütz­
ten anderen begangen oder im Falle 
einer Mittäterschaft mit anderen 
gemeinschaftlich ausgeführt wurde. 
Diese Frage ist Teil der für die straf­
rechtliche Beurteilung der Handlung 
des Teilnehmers erforderlichen Sach­
aufklärung und -feststellung. Sie ist 
daher mitbestimmend für deren Um­
fang. Daraus folgt, daß außer in den 
von Juch angeführten Beispielen der 
Einstellung des Ermittlungsverfah­
rens ein Teilnehmer auch dann straf­
rechtlich zur Verantwortung gezogen 
werden kann, wenn der Haupttäter 
oder der andere Mittäter nach der 
Tatausführung verstorben ist oder 
sich der Strafverfolgung entzieht und 
deshalb gegen ihn ein Strafverfahren 
nicht durchgeführt werden kann.
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bekundet, dann kann in der Regel 
davon ausgegangen werden, daß er 
auch in der Hauptverhandlung aus­
sagebereit sein wird. Wurde er aber 
im Ermittlungsverfahren nicht be­
lehrt, so bleibt völlig offen, ob er in 
der Hauptverhandlung von seinem 
Aussageverweigerungsrecht Ge­
brauch machen wird oder nicht.
In diesem Zusammenhang ist in der 
Praxis die Frage aufgetaucht, ob ein 
Elternteil in Wahrnehmung seines 
Erziehungsrechts und der sich daraus 
ergebenden Vertretungsbefugnis für 
das Kind (§§42, 43 FGB) die Ver­
weigerung der Zeugenaussage nach 
§ 26 StPO erklären kann, wenn das 
Kind oder der Jugendliche in einem 
Strafverfahren als Zeuge über seine 
eigenen Wahrnehmungen vernom­
men werden soll, über die der erzie-

In der Praxis setzt sich immer mehr 
die Erkenntnis durch, daß eine 
höhere gesellschaftliche Wirksamkeit 
der gerichtlichen Verfahren auch 
ihre rationelle Gestaltung erfordert. 
Im folgenden sollen einige Hinweise 
dazu gegeben werden, wie in Straf­
verfahren, in denen Schadenersatz­
ansprüche geltend gemacht werden, 
mit einem besseren Durchdenken 
der Aufgaben zusätzliche Arbeit und 
damit Zeitverzögerungen vermieden 
werden können.
In den Fällen, in denen Schaden­
ersatz geltend gemacht wird, wer­
den zumeist die Anträge vom Un­
tersuchungsorgan formularmäßig 
aufgenommen, und zwar mit zwei 
Durchschlägen. Diese drei Exemplare 
reichen aber in der Regel nicht aus.

hungsberechtigte Elternteil aus eige­
ner Kenntnis nichts aussagen kann.
Das Oberste Gericht hat hierzu in 
seinem Urteil vom 31. Juli 1970 — 
5 Ust 39/70 — (unveröffentlicht) die 
Auffassung vertreten, daß grundsätz­
lich aus § 43 FGB zu folgern sei — 
soweit nicht die Vertretungsbefugnis 
gemäß §§ 45 ff. FGB ausdrücklich 
eingeschränkt ist —, daß Erzie­
hungsberechtigte ihre Vertretungs­
rechte gegenüber Kindern und Ju­
gendlichen auch im Strafverfahren 
geltend machen können, wenn diese 
als Zeugen gehört werden sollen. 
Eine solche rechtliche Vertretung ist 
jedoch im Strafverfahren ausge­
schlossen, wenn ein Erziehungsbe­
rechtigter selbst der Straftat oder 
der Beteiligung an ihr verdächtig 
ist, über die das Kind oder der Ju­
gendliche aussagen soll. Sie ist wei­
ter für beide Elternteile ausgeschlos­
sen, wenn die Straftat in der Fami­
liensphäre begangen wurde, insbe­
sondere wenn das Kind oder der Ju­
gendliche durch strafbare Handlun­
gen von Familienangehörigen ge­
schädigt wurde. Davon braucht der 
andere erziehungsberechtigte Eltern­
teil bis zur Aufdeckung der Straftat 
keine Kenntnis gehabt zu haben.
Es widerspricht den Grundsätzen der 
sozialistischen Jugendpolitik, insbe­
sondere dem Schutzbedürfnis der 
Kinder und Jugendlichen vor An­
griffen auf ihre Persönlichkeit, auf 
die Integrität ihrer Person bzw. 
ihrer sexual-ethischen Entwicklung, 
das Recht eines Minderjährigen bei 
Schädigung oder Gefährdung durch 
Straftaten Familienangehöriger 
durch den anderen erziehungsbe- 
rechtigten Elternteil einzuscbränken.
In solchen Fällen muß der Minder­
jährige selbst die Entscheidung tref­
fen, ob er von seinem gesetzlichen 
Recht zur Verweigerung der Zeugen­
aussage Gebrauch machen will oder 
nicht. Den Rechtspflegeorganen ob­
liegt in jedem Falle die Pflicht zur 
Belehrung der Kinder oder Jugend­
lichen in verständlicher Form.
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Das Original bleibt in der Ermitt­
lungsakte, die beiden Abschriften 
werden für den Angeklagten und 
den Verteidiger gebraucht. Schwie­
rigkeiten gibt es bereits, wenn ein 
Jugendlicher angeklagt ist, da ge­
mäß § 70 Abs. 3 StPO eine Abschrift 
des Antrags auch den Erziehungsbe­
rechtigten zu übermitteln ist. Dem 
Gericht fehlt dann bereits im Er­
öffnungsverfahren ein Exemplar, das 
es selbst anfertigen muß, was insbe­
sondere bei umfangreichen und de­
taillierten Anträgen erhebliche Zeit 
in Anspruch nehmen kann. Vor 
diese Notwendigkeit ist das Gericht 
auch dann gestellt, wenn mehrere 
Täter in einem Verfahren gesamt­
schuldnerisch für einen Schaden ein­
zustehen haben. Diese zusätzliche

Zur Belehrung minderjähriger Zeugen über ihr Aussage­
verweigerungsrecht in Strafverfahren gegen Angehörige 
und zur Erklärung dieses Rechts durch Erziehungsberechtigte

Rationelle Gestaltung von Strafverfahren,
in denen Schadenersatzansprüche geltend gemacht werden
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